
ASYL IN
DEUTSCHLAND 
Viele Menschen beantragen derzeit Asyl in Deutsch-
land. Die meisten von ihnen flüchten vor Krieg, Terror 
und Verfolgung in ihren Heimatländern und suchen bei 
uns Schutz und Hilfe. Für Bund, Länder und Kommunen 
ist das eine große Herausforderung.

Zahlreiche haupt- und ehrenamtliche Helferinnen und 
Helfer kümmern sich in den Städten und Gemeinden da-
rum, die Flüchtlinge aufzunehmen und zu versorgen – 
und stoßen vielerorts an die Grenzen ihrer Belastbarkeit, 
weil so viele Menschen gleichzeitig kommen.

Für die SPD-Bundestagsfraktion ist klar: Verfolgten und 
Kriegsflüchtlingen müssen wir helfen. Der völker-, euro-
pa- und verfassungsrechtliche Flüchtlingsschutz dürfen 
nicht angetastet werden. Aber um helfen zu können, 
müssen wir den Zuzug ordnen und steuern.

Wir haben im Bund Maßnahmen beschlossen, um mehr 
Ordnung in die Aufnahme der Hilfesuchenden zu brin-
gen, Asylverfahren zu verkürzen, Länder und Kommunen 
bei der Versorgung und Unterbringung zu unterstützten 
und die rasche Integration von Flüchtlingen mit Bleibe-
perspektive durch Spracherwerb und Arbeit zu fördern.

ORDNEN UND STEUERN

Geordnete und schnelle Asylverfahren sind die Voraus-
setzung dafür, dass wir die Ankommenden gut versor-
gen und die, die bleiben werden, schnell integrieren kön-
nen. In der Großen Koalition sorgen wir deshalb für mehr 
Ordnung bei der Erstaufnahme von Asylbewerberinnen 
und Asylbewerbern. 

Zur besseren Steuerung übernimmt der Bund die Ver-
teilung der Asylbewerber auf die Bundesländer. Hier-
zu werden Wartezentren für ankommende Flüchtlinge 
eingerichtet. Um die Grenzen besser zu kontrollieren 
und geordnete Verfahren bei der Einreise sicherzustel-
len, erhält die Bundespolizei in den nächsten drei Jah-
ren 3.000 zusätzliche Stellen.

die Asylverfahren nach Möglichkeit bereits während 
des Aufenthalts in der Erstaufnahmeeinrichtung ab-
geschlossen werden. Der Bund unterstützt die Länder 
dabei, ausreichende Kapazitäten in den Einrichtungen 
zu schaffen.

Um die Asylverfahren zu beschleunigen, werden beim 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge insgesamt 
4.000 neue Stellen geschaffen. Asylbewerber können 
verpflichtet werden, länger in der jeweiligen Einrich-
tung zu bleiben.

Asylbewerber aus sicheren Herkunftsstaaten haben in 
der Regel keine Chance auf Anerkennung. Ihre Anträ-
ge sollen künftig in speziellen Aufnahmeeinrichtungen 
bearbeitet werden und innerhalb von maximal drei Wo-
chen abgeschlossen sein. Dort soll eine verschärfte Re-
sidenzpflicht gelten: Sie dürfen die Städte oder Land-
kreise ihrer Aufnahmeeinrichtung nicht verlassen. 
Menschen, die nicht anerkannt werden, sollen direkt 
aus den Aufnahmeeinrichtungen in ihre Heimatländer 
zurückgeführt werden.

Der Bundestag hat seit 2014 sechs Balkanstaaten als 
sichere Herkunftsländer eingestuft. Ausreisepflichten 
können künftig leichter durchgesetzt werden. Gleich-
zeitig sorgen wir dafür, dass Menschen aus diesen 
Staaten abseits des Asylverfahrens Möglichkeiten be-
kommen, in Deutschland zu arbeiten.

Um die Dynamik der Flüchtlingsbewegungen in den 
Griff zu bekommen, müssen auch auf internationaler 
Ebene die Bedingungen für eine bessere Kontrolle und 
Steuerung geschaffen werden. So setzen wir uns für 
eine wirksame Kontrolle der EU-Außengrenze und ein 
wirksames europäisches System der Registrierung und 
Verteilung von Flüchtlingen ein. In der Europäischen 
Union sollten Kontingente für Bürgerkriegsflüchtlin-
ge festgelegt werden, die fair auf die Mitgliedstaaten 
verteilt werden. 

HELFEN UND VERSORGEN
Die Verantwortung für die Versorgung und Unterbrin-
gung von Asylsuchenden liegt bei den Ländern und 
Kommunen. Der Bund unterstützt sie dabei. Für 2015 
haben Länder und Kommunen eine Soforthilfe von 2 
Milliarden Euro für die Aufnahme und Unterbringung 
von Asylsuchenden erhalten. Ab 2016 beteiligt sich 
der Bund mit einer monatlichen Pauschale von 670 
Euro pro Asylbewerber für die Dauer des Verfahrens 
zuzüglich einem Monat im Fall der Ablehnung. Außer-
dem erhalten Länder und Kommunen 350 Millionen 
Euro jährlich für die Versorgung von unbegleiteten 
Kindern und Jugendlichen.

Durch Änderungen im Bauplanungsrecht und bei den 
energetischen Anforderungen erleichtern wir die Be-
reitstellung von Flüchtlingsunterkünften. Der Bund 
stellt den Kommunen kostenfrei Immobilien für die 
Unterbringung zur Verfügung und übernimmt die 
Herrichtungskosten. Die Länder erhalten in den kom-
menden vier Jahren 2 Milliarden Euro zusätzlich für 
den sozialen Wohnungsbau. Diese Leistungen kom-
men allen Bürgerinnen und Bürgern zugute.

Außerdem verbessern wir die Gesundheitsversorgung 
der Asylsuchenden und verringern den Verwaltungs-
aufwand in den Kommunen. Für ein Sonderprogramm 
des Bundesfreiwilligendienstes in der Flüchtlingsar-
beit schaffen wir 10.000 zusätzliche Stellen.

ERFOLGREICH INTEGRIEREN

Viele der Menschen, die aus Syrien oder dem Irak zu 
uns kommen, werden länger bei uns bleiben. Die gro-
ße Aufgabe der nächsten Jahre wird darin bestehen, 
sie gut in unsere Gesellschaft zu integrieren. Dazu 
müssen sie möglichst schnell die deutsche Sprache 
lernen und Anschluss an den Arbeitsmarkt finden.

Außerdem haben wir verabredet, dass alle Asylbewer-
ber in Deutschland einen einheitlichen Ausweis erhal-
ten und in einer Datenbank registriert werden. Damit 
beenden wir das Nebeneinander von verschiedenen Da-
tensystemen und verhindern Mehrfachregistrierungen. 

Unser Ziel ist es, möglichst nur Menschen auf die Kom-
munen zu verteilen, die bleiben dürfen. Deshalb sollen 
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Deshalb haben wir die Integrationskurse für Asylbe-
werber und Geduldete mit guter Bleibeperspektive 
geöffnet und mehr Geld dafür bereitgestellt. Damit 
haben nicht mehr nur Asylberechtigte, deren Antrag 
bereits anerkannt ist, Zugang zu intensivem Sprach- 
und Orientierungsunterricht.

Anerkannten Asylberechtigten, Flüchtlingen und 
subsidiär Schutzberechtigten steht der Arbeitsmarkt 
uneingeschränkt offen. Die SPD-Bundestagsfraktion 
hat für den Haushalt 2016 durchgesetzt, dass die Leis-
tungen zur Eingliederung in Arbeit um 250 Millionen 
Euro erhöht werden, die Verwaltungsmittel in der 
Grundsicherung um 325 Millionen Euro. Damit kön-
nen bundesweit rund 3.800 Stellen in den Jobcentern 
geschaffen werden. 

Für Asylbewerber und Geduldete haben wir bessere 
Möglichkeiten durchgesetzt, auf dem Arbeitsmarkt 
Fuß zu fassen. Sie können sich jetzt bereits nach drei 
Monaten um einen Job auf dem regulären Arbeits-
markt bewerben. Voraussetzung ist, dass es keine 
geeigneten Bewerber oder Bewerberinnen mit deut-
scher oder EU-Nationalität gibt und dass die Arbeits-
bedingungen mit denen von inländischen Beschäf-
tigten vergleichbar sind. Die Vorrangprüfung gilt 15 
Monate. Die Prüfung der Arbeitsbedingungen be-
steht für 48 Monate. Für Praktika, betriebliche Aus-
bildungen und Tätigkeiten, die die Voraussetzungen 
der „Blauen Karte EU“ erfüllen, entfällt die Vorrang-
prüfung schon nach drei Monaten. 

Auch das Leiharbeitsverbot haben wir verkürzt: Es 
entfällt für Fachkräfte schon nach drei Monaten, für 
alle anderen Asylbewerber und Geduldeten nach 15 
Monaten. Auch vermittlungsunterstützende Leistun-
gen der Arbeitsagenturen stehen Asylbewerbern mit 
guter Bleibeperspektive früher offen. Zudem verbes-
sern wir die Unterstützung junger Asylsuchender bei 
der Aufnahme einer Berufsausbildung. Die Anerken-

nung ausländischer Bildungsabschlüsse soll beschleu-
nigt werden.

Für eine erfolgreiche Integration wird es in den kom-
menden Jahren entscheidend darauf ankommen, eine 
nachhaltige Integrationsinfrastruktur aufzubauen 
und massiv in Bildung und Chancengleichheit für alle 
zu investieren. So können wir die Vorteile nutzen, die 
der Zuzug angesichts der demografi schen Entwicklung 
für unser Land haben kann.

FLUCHTURSACHEN
BEKÄMPFEN

Niemand verlässt ohne Grund seine Heimat und begibt 
sich auf eine gefährliche Reise. Allein 60 Prozent der 
Menschen, die nach Deutschland fl üchten, kommen 
aus den Bürgerkriegsgebieten in Syrien und dem Irak. 
Sie fl üchten vor Krieg und Verfolgung und auch vor den 
katastrophalen Zuständen in den Flüchtlingslagern.
Deswegen ist zuallererst humanitäre Hilfe gefragt – 

vor allem in den großen Flüchtlingslagern in den Nach-
barländern Syriens. Ziel der SPD-Bundestagsfraktion 
ist es, die Situation dort in kurzer Zeit grundlegend zu 
verbessern, so dass die Menschen nicht mehr aus Man-
gel an Nahrung oder Schulplätzen für ihre Kinder nach 
Europa kommen müssen. Dazu müssen die Lebensbe-
dingungen in der Türkei, in Jordanien und im Libanon 
verbessert und menschenwürdige Flüchtlingsunter-
künfte aufgebaut werden. Zu diesem Zweck setzen wir 
uns auch für ein entsprechendes Abkommen mit der 
Türkei ein.

Die Mittel für die humanitäre Hilfe haben wir in diesem 
Jahr nochmal erhöht. Seit 2012 hat Deutschland über 1 
Milliarde Euro zur Verfügung gestellt. Für 2015 bis 2017 
wird diese Summe um weitere 500 Millionen Euro an-
gehoben.

Zudem wird der Bund sein Engagement für die Bewäl-
tigung und Vorbeugung von Krisen ausbauen und die 
entsprechenden Mittel aufstocken. Auf diplomatischer 
Ebene setzt sich die Bundesregierung mit aller Kraft 
für Fortschritte bei der politischen Regelung des Syri-
en-Konfl ikts ein. Nicht zuletzt durch das Engagement 
von Außenminister Frank-Walter Steinmeier ist es ge-
lungen, dass die zentralen regionalen Akteure sowie die 
USA und Russland an einem Verhandlungstisch sitzen.
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Herkunftsländer der Asylsuchenden 
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Registrierungen im EASY-System

syrien 49 %

afghanistan 17 %

irak 12 %

pakistan 3 %

iran 3 %

sonstige 16 %


